
Die al  lmähl ichen Veränderungen
im Stadtbild von Craz, wie der
Verlust  an Bäumen und Crün-
flächen, schlecht eingefügte
und überbordende Baumassen
(Wohnhochhäuser), ungestaltete
öffentliche Räume und Verkehrs-
flächen, vor allem entlang der
Einfahrtsstraßen, aber auch eine
große Anzahl von großvolumigen
Investorenprojekten, die vor ihrer
Realisierung stehen, lassen eine
Frage aufkommen:
Haben sich die polit ischen Wer-
te und Ziele für die Planung der
Stadt Craz gewandelt? Die Ant-
wort ist eindeutig: Ja!
Nachdem es bis 1974 kein prak-
tikables Raumordnungsrecht in
der Steiermark gab und sich Craz
eher so entwickelte, wie es für die
damaligen Wohnbaugesel lschaf-
ten dienlich war, erfolgte ab 1975
ein radikaler Paradigmenwech-
sel in der Stadtplanungspolit ik,
der sich an einigen wesentl ichen
Crundsätzen orientierte.
. Bürgernähe mit einer um-

fassenden Information der
Bevölkerung und Bürgermit-
bestimmung bei allen Stadt-
entwi ckl u n gsproj ekten;

. Schutz des menschlichen Le-
bensraumes sowie Bewahrung
und Stärkung der natürl ichen
Ressourcen;

BASTEI - HERBST 2OT8

WSRTEwANDEL rN GnAz?

Erhaltung der für das Stadtbild
relevanten Bausubstanz und
Crünraumstrukturen;
Fami I iengerechter sozialer (ge-
förderter) Wohnbau mit hohen
architektonischen Qualitäts-
standards - keine Wohnhoch-
häuser!
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Um eine bessere Daten- und
Diskussionsbasis für die Stadr
entwicklungskonzepte, Sachpro-
gramme, Flächenwidmungspläne
und das , ,Räumliche Lei tbi ld"
zu gewinnen, wurden eine gro-
ße Anzahl an wissenschaftl ichen
Grundlagen erarbeitet und Pla-
nungsaufträge zur Konkretisie-
rung der verschiedenen Sachbe-
reiche vergeben.
Diese innovative Stadtentwick-
lungspolit ik wirkte sich sicht-
bar und nachhaltig im gesamten
Stadtgebiet aus und fand bei der
Bevölkerung mehr als drei Jahr-
zehnte eine hohe Akzeptanz.
Besonders wirksam waren:
. Zum Schutz des Stadtklimas

und der natürl ichen Ressour-
cen wurde ein ,,Crüngürtel" -
mit einem äußerst restriktiven
Baulandregime - um das Stadr
gebiet festgelegt.

r Für den Wohnbau wurden
Höhen- und Bebauungsdich-
tebeschränkungen sowie hohe
Qual itätsstandards ei ngeführt.

Somit konnten über 50 bau-
bewil l igte Wohnhochhäuser
und problematische periphere
Wohnanlagen verhindert und
eine große Anzahl an archi-
tektonisch und städtebaulich
bemerkenswerten Wohnpro-
jekten real isiert werden.

ln der Altstadt, den Cründerzeit-
vierteln und den vorstädtischen
Ortskernen wirkte sich das Cra-
zer Altstadterha ltu ngsgesetz qua-
litätsfördernd aus und auch die
Stadtstruktur bildenden Bachläu-
fe sowie der ,,Lebensraum an der
Mur" erfuhren einen erhöhten
Schutz durch eindeutige Zielset-
zungen im Stadtentwicklungs-
konzept.
{ufgrund des problembehafte-
ten Grazer Stadtklimas wurde
auf die Erhaltung der innerstäd-
tischen Crünflächen und Bäume
(lnnenhöfe, Vorgärten, entlang
der Bäche und der Mur, etc.) und
einer Verbesserung der Crünaus-
stattung im gesamten Stadtgebiet
(Begrünungen entlang der Stra-
ßen, Parkplätze, Flachdächer,
etc.) besonderer Wert gelegt.
Die lmmobi l ien- und Bauwirt-
schaft kritisierte diese als zu res-
triktiv empfundene Planungspol i-
t ik immer deutl icher und erreichte
einige Gesetzesänderungen, die
sich gravierend auf die Planungs-



kul tur  auswirkten und die baul i -
chen Veränderungen in der Stadt
nach wie vor stark beeinf lussen.
So wurden unter dem Vorwand
einer Verfahrensbeschleunigung
die Rechte der Bauwerber dras-
t isch erhöht und die Nachbar-
rechte beinahe el  iminiert .
Besondere städtebauliche Aus-
wirkungen hat der Rechtsan-
spruch auf Ausschöpfung des ma-
ximalen Bebauungsdichtewertes
im Flächenwidmungsplan. Mit
dieser Cesetzesänderung wurde
das Einfügungsgebot ausgehe-
belt, der notwendige stadtplaneri-
sche Abwägungsprozess de facto
verunmögl icht und dem Bauwer-
ber einsei t ig das Recht der ma-
ximalen Ausnutzung eines Bau-
platzes eingeräumt. Zusätzlich
wurden die Best immungen für
Überschrei tungen der maxima-
len Bebauungsdichte wesent l ich
gelockert, sodass oft inhaltsleere
Cutachten dafür ausreichen.
Um eine darüber hinausgehen-
de noch dichtere Bebauung zu
ermöglichen, werden offene
Laubengänge und St iegenhäuser
nicht  mehr in die Bebauungs-

dichte eingerechnet, obwohl
ursprüngl ich sämtl iche Erschl ie-
ßungsflächen berücksichtigt wer-
den mussten.
Die Auswirkungen dieser Ceset-
zesänderungen sind im Stadt-
bi ld k lar zu erkennen: Baukörper
sprengen den Umgebungsmaß-
stab und reduzieren Crünflächen
und Baumbestände; offene Lau-
bengänge und Stiegenhäuser be-
st immen häuf ig das Straßenbi ld.
Mit  der Reduzierung der Nach-
barrechte im Bauverfahren - es
können prakt isch nur noch die
Cebäudeabstände und ein lm-
missionsschutz gel tend gemacht
werden sind Einwendungen
zu Überschrei tungen der Bebau-
ungsdichten, Einfügung der Bau-
körper in den Kontext der Bebau-
uog, fehlerbehaftete Cutachten,
usw. recht l ich- inhal t l ich beinahe
zwecklos.
ln der Bevölkerung verdichtete
sich gegenüber den Investoren
das Bewusstsein einer gewissen
Ohnmacht und der Eindruck,

Bilder unten: Die Mur vor und
nach der Umgestaltung.

dass es nicht  um städtebaul ich-
architektonische Quali täten uncl
das Einhal ten der beschlossenen
Stadtentwickl u ngsziele geht, son-
dern um Quant i täten und Anle-
gerinteressen und dass sie von
den verantwort l ichen Poli t ikern
nicht mehr unterstützt werden.
Am konkreten Beispiel des Mur-
kraftwerks im südl ichen Stadtge-
biet, wo auf einer Länge von über
drei Ki lometer sämtl iche Ufer-
bäume gerodet ( ! )  wurden, ist  d ie-
se geänderte pol i t ische Haltune
besonders deutl  ich geworden.
Nicht die durch Gemeinderatsbe-
schlüsse dokumentierten öffentl  i -
chen Interessen an der Erhal tunq
des , ,Lebensraumes an der Mur"
wurden von der Stadtregierunq
wah rgenom men, sondern besti  nr -
mend war eine einsei t ige und cl i t ,
lnvestoren unterstützende Cesi n-
nung. Auch mehrfache Protestr,
mit  tausenden Betei l igten konn-
ten die Entscheidungsträger nicht
umst immen.
Sie setzten sich über al le relevan-
ten Cemeinderatsbeschlüsse (3.0
Stadtentwickl u ngskonzept, Sach-
programm Crünraum, Crünes
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Netz, etc.) hinweg, missachte-
ten die Pfl icht zur Information
und öffentl ichen Diskussion und
beschlossen darüber hinaus die
Finanzierung des Zentralen Spei-
cherkanals,  der für eine Bewi l l i -
gung des Kraftwerkes eine Vor-
aussetzung war und eigentl ich
von den Errichtern zu tragen ge-
wesen wäre.
Anhand vieler Beispiele könnte
dieser Werte- und Cesinnungs-
wandel nachgewiesen werden,
hier nur einige Schlaglichter, wo
sich die Investoren dominant ma-
nifestieren:
,,Smart Cityt'westlich des Bahn-
hofes: Umwidmung für Wohnen
im stadtklimatisch schlechtesten
Bereich der Stadt;

,rReininghausgründe": Wohn-
hochhäuser an stark befahrenen
Straßen, Rodung von Croßbäu-
men trotz stärkster Aufheizung;
Hochgezonter Wohnblock zwi-
schen Südbahn und stark fre-
quentierter Einfahrtsstraße an der
südl ichen Stadtgr enze; etc.,
ln der Stadt gibt es mehrere ini-
tiative Bürgergruppierun ge,l, die
laufend auf die augenscheinl i -
chen Probleme der Stadtentwick-
lung aufmerksam machen, Publi-
kationen herausgeben (2. B : http://
www. u nverwechse I  ba resgraz. ,
at) und sich bei Diskussionen
engagieren. Sie werden nicht zu
einer polit ischen Erörterung der
angesprochenen Probleme ein-
geladen, sondern eher ignoriert.

Auch eine viel beachtete Aus-
stellung im CrazMuseum ,,42G
Standpunkte zur Situation der
Stadt" hat zu keiner erkennbaren
polit ischen Reaktion geführt.
So entsteht der fatale Eindruck,
dass die politisch Verantwortli-
chen dort wieder angekommen
zu sefn scheinen , wo, wie in
den '1960-er Jahren, die lnvesto-
ren die bestimmenden Kräfte der
Stadtentwickf ung waren. Denn
viele der zwischenzeitl ich be-
schlossenen Stadtentwicklungs-
ziele, die einer demokratischen,
qualitätvollen und nachhaltigen
Stadtplanung verpflichtet waren,
dürften schlichtweg,,vergessen',
worden sein.

Heinz Rosmann
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